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Neues helvetisches T a g b l a t r.
»

Herausgegeben von Escher und Usteri, Mtgt. der gesezg. Räthe.

Band II. exix. Bern, den 2--. Christin. 1799. (Z°- Frimaire Vlll.)

Gesezgebuiig.
Grosser Rath, 8. November.

c Fortsetzung.

(Beschluß der Bothschaft, den Bürger Hart-
mann betreffend.)

Was den Inhalt des ersten Artikels besagten
Urtheils anbetrifft, so überlaßt das Direkte-
rium gäuzlich Enerer Weisheit, das Gutfin-
dende zu verfügen.

Republikanischer Gruß?
Der Präsident des Vollziehungsdirektoriums,

Savary.
Im Namen des Direkt, der Gen. Sekr.,

». » »... Mousson.
Auf BMeters Antrag wird das Urtheil

des Obergerichtshof wider Hartmann verlesen.
Lacoste lodert, daß der franzosische Sekre-

tàr(Mareacci) die Worte.- »Freiheit, Gleichheit,"
welche oben an allen Bothschaften stehen, vor
lese, indem ihm dieselben zu lieb sind, um sie
zu vermissen.

Huber: Wir tragen die Grundsätze, die
diese Worte bedeuten, im Herzen; der Kürze
wegen, werden die immer gleiche» Überschriften
nicht gelesen; ich fodere Tagesordnung über
Lacoste's seltsamen Antrag

B Metcr: Diese Worte stehen da, um ge-
lesen zu werden; ich unterstütze Lacoste.

Secretan: Laßt uns ausrufen' Freiheit
Gleichheit, und dann zur Tagesordnung geh nMan ruft: Freiheit, Gleichheit.

-

Lacoste b harret auf seinem Antrag, wcl-!bttrachà
cher angenommen wird.

Cartier fob rt, daß die Bothschaft des
Direktoriums wegen Hartmann, ihrer Wichtig-

wegen, durch eine Commission untersuche

-wKn bi»àb»

Gmür fodert, daß man sogleich in Bera-
thung über diesen Gegenstand eintrete, weil
die meisten Akten gedrukt sind.

Kühn beharret, weil nur die Rechtfertigung
Hartmanns, nicht aber die Prozeßakten ge-
drukt sind.

H über stimmt Kühn bei, und fodert, daß
die Versammlung diese Untersuchungs-Com-
mission ernenne.

Graf folgt, und erklärt, daß er nie für
Untersuchung von Harlmanns Betragen gestimmt
hätte, wann er hätte vorhersehen können, daß
der Obergerichtshof ein solches Urtheil Wider
ihn ausfallen würde.

Ville ter stimmt Graf bei.
Kaufmann v. Wattwyl will die Commission

durch den Präsidenten ernennen lassen.
Die Bothschaft wird an eine Commission ge-

wiesen, und das Direktorium aufgefodert, die
Prozeßakten hierüber mitzutheilen. In die Com-
mission werden durch geheimes Stimmenmehr
ernannt: Secretan, Kühn, Zimmer-
mann, Graf und Escher.

Folgendes Gutachten Schlumpfs wird zum
zweitenmal verlesen und in Berathung ge-
nommen.

Bürger Gesezgeber! Ihr habt einer Com-
mission aufgetragen, die Frage zu untersuchen:
ob ein Volksrepräftnlant zum Wahlmann er-
wählt werden könne.

Eure Commission, B. R., ist in Beantwcr-
tung dieser Frage nicht einig gewesen, und

^wirklich laßt sich die Sache auf zwey Seiten

Vor allem aus soll eine Wahlversammlung,
die von dem souveränen Volk erwählt ist, un»
durch die Mehrheit derselben die höchsten Be-
amten der Republik und die Obrigkeiten des
Kantoas zu erwählen, nach den reinsten Grund-
säßen der Vernunft, vollkommen unabhängig,
âd dabei frei nicht nur von Intriguen, son-
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der» auch von allein Einfluß àzelner Mitglie-
der seyn. »

Wenn also ein Volksrepräsentant in der
Folge von seiner, oder auch von einer andern
Urversammlung zum Wahlmann gewählt wür»
de, so mußte man voraussetzen, dieser Mann
besitze das vollkommene Zutrauen seiner, oder
ei! er andern, vielleicht großen Gemeinde; und
eben so gewiß habe er das Zutrauen der ehe-

vorigen Wahlversammlung genossen, weil er

von derselben zu diesem wichtigen Amt erwählt
worden;, auch wäre möglich, daß ein solcher,
durch seine Talente, Thätigkeit und Beredsam-
kcit m der Zwischenzeit die ganze Aufmerksam--
teit seines Kaiuons auf sich gezogen hätte.

In einem solchen Fall wäre es dann nicht
nur möglich, sondern höchst wahrscheinl.ch, daß
der größere Theil der Wahlmänner mit einem
solchen Mann Umgang pflegen, mit ihm (wenn
auch nur einzeln) Unterredungen halten, und
somit ganz nach seiner Meinung eingenommen
werden könnten.

In dieser Voraussetzung wäre es dann mög-
lich, daß ein solcher seinen Vater, Sohn, Bru-
der, Vetter, Freund u. s. f. befördern, kurz,
die Mahlen ganz nach seiner Willkuhr leiten
könnte, und so bliebe dann freilich die Wahl-
Versammlung nicht frei vor allem Einfluß.

In dieser Hinsicht sollte man also die Frage
mit Nein beantworten.

Aber, nebst diesem Gesichtspunkt steigen zu-
gleich zwei andere nicht minder wichtige aus.

Es frägt sich nämlich erstens: wäre es ein

Unglük für das allgemeine Beste, wenn ein svl-
cher aufgeklärter, rechtschaffener, Freiheit und
-Vaterland liebender -Mann einigen Einfluß auf
die Wahlversammlung hätte?

Der allgemeine Zwck tns Vaterlandes, so

wie der Wunsch seiner Stellvertreter kann doch

zuverlässig kein anderer seyn, als daß aller Or-
s.ui die rechtschaffensten, fähigsten und thatig-
sien Bürger an die betreffenden Stellen erwählt
werden, und daß zugleich auch jeder Beamte
seinem Amt genau anpasse.

Nicht jedermann ist zu allen Aemtern gleich

tauglich; die Fähigkeiten auch der rechtschaffen-

sien Türger sind eben so verschieden, als ver-
schieden die Amlsvcrrichtungeii der Republik
sind; so kann z. B. ein Mann ganz vortrcff-
Ziehe Eigenschaften zu einem Verwalter oder

Richter habt», wahrend dein er vielleicht ein

minder guter Gesezgeber seyn würde, und so

umgekehrt.
Wer kann min aber die ^forderlichen Eigen«

schaffen zu dieser oder jener Amtssielle besser

kennen, als geradezu der Volksrepräsentant, der

Jahr und Tag in der Eesezgcbung gesessen,
der täglich erfahren und einsehen konnte, welche
Eigenschaften zu einem Gesezgeber erforderlich
sind, und der zugleich auch durch die Anhand-
langen der Räche, des D rettoriums, des ohn-
sie» Gerichtshofs und der Minister aufgeklärt
worden, weiche Talente zu einem guten Am
waiter und zwekmästjgen Richter gehören.

Dann kommt auch noch der zweite Gesichts-
punkt in Vorschein, den man nie aus dem Auge

verlieren darf, diesen nämlich : wie würde es

mit der Souveränität des Volks ausschwj
wenn man ihm »erbieten wollte, denjenigen als

Wahlmann zu wählen, der zufälligerweise zu

eben der Zeit im Lande anwesend wäre, öec

mit Recht sein Zutrauen besizt, und der viel-

leicht hier und da der einzige ist, der es voll-

kommen besizt?
Und endlich, warum sollen nur die Vosssce-

präsentanten, warum nur diese allein ausge-

schloffen werden s könnten nicht andere Team-

reu de» gleichen Einfluß haben? z. B. Dstw
toren, Ezdirektoren, Oberlichter, Regierung»-
flatrhalter, Verwalter:c.

B. R., nach Prüfung dieser und anderer

Gründe und Gegengründe, hat sich Eure Eonu

mission zu folgendem Gutachten vereinige;, um

aber diese Vereinigung zu bewirken,
mission, uni konsequent zu seyn, ciu wenig uve

ihren buchstäblich erhaltenen Austrag h"w^
gegangen, und stellt nun alles Eurer wem

Berathschlagung anheim.

Der große Rath an den Senat.

In Erwägung, daß es nothwendig ffw d"d»
ein Gesez zu bestimmen, ob ein Mitga»
höchsten Autoritäten während seiner
zum Wahlmann von einer Urver,ainlmu»g "
wählt werden könne oder nicht.

In Erwägung, daß die Mitglieder der, '
sten Gewalten nur dann von ihrem wn- -

Posten abwesend seyn dürfen, wenn s

Besorgung dringender häuslicher
einen Urlaub auf bestimmte seit erh

haben;
Vn Erwägung auch, daß die RegierungM"
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Halter der Kantone selbst die Oberaufsicht auf
die gesezliche Abhaltung der Wahlversamlungen
haben;
hat der große Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
Kein Mitglied der obersten Gewalten, und

eben so wenig ein Regierungsstatthalter, kann
künftig von irgend einer Urversanimiung zum
Wahlmann erwählt werden.

E scher. Die meisten Kantone haben ihre
Wahlen beendiget, ohne: an die Einschränkung
gebunden zu seyn, die uns dieses Gutachten
«vorschlägt, also möchte es etwas unschicklich
sehn den wenigen übrigen Kantonen eine eigne
Einschränkung zu bestimmen. Wichtiger aber
ist die Rücksicht, daß' jede Beschränkung der
Wahlfähigkeit der Bürger, Einschränkung der

die meisten Kantone gewählt haben, und keine

Ungleichheit statt haben soll.
(Die Fortsetzung folgt.)

Beilage zu dem im vorigen Stü! abgedruk-
ten Schreiben deö Vr. Kantonsrichter
Vogel.

Memorial an den Erzherzog Karl.
Zürich, d. 2z. Juny.

Durchlauchtigster Fürst und Herr!
Ich wende mich an die allgemein verehrte Ges

rechtigkeitsliebe Ew. K. Hoheit, indem ich von
dem neuerrichten Reg. Collegium in Zürich ine is

ner Stelle als Kantonsrichter entiezt wurde,
^ „ ^ ohne daß mir eine Untersuchung meiner Hands

politiiche» Freiheit ist, die dem strengen Recht lungcn die ich dringend begehrte, gestattet wurs
zufolge nicht durch die Gesetze, sondern einzigche, oder nur Gründe dieser Zurüksetzung anges
durch die Staatsverfassung wldst, d. i. durch zeigt wurden. Diese Behandlung scheint mir
den freien Willen des Volkes bewirkt werdenjganz dem Geist der edelmüthigen Proclamation
zoll. Also ist es Sache des Senats uns diese Ew. K. Hoheit sowohl, als auch der schriftlis

chen Willensmeinung von der k. k. Generalität,
die den» Kantonsgericht mitgetheilt wurde, ents
gegen zu seyn, indem dieselbe rülsichtlich dem
Kantonsgericht einzig dahin geht: daß die
abwesendenMitglieder sollen ergänzt
werden.

Diese auszeichnende Zurüksetzung ist nicht nur
meiner Ehre nachtheüig, sondern sezt meine per-(
sönliche Sicherheit zum Theil in Gefahr, so
daß ich Ew. K. Hoheit angelegenst bitten muß,
eine unpartheiische Untersuchung und Darlegung
der Gründe, die meine Entsetzung rechtfertige»
können, zu befehlen.

Wäre ich mir irgend einer schlechten Handlung
bewußt, so wäre es unverzeihlich« Dreistigkeit,
wenn ich es wagen würde, mich an Ew. K. H.
zu wenden ; aber dafür, daß ich der beschwor?
uen nerien Verfassung, die der damaligen Anars
chie vorgebogen, getreu war, jeder gewaltthätts
gen Handlung mich enkgegensezte, und als Richs

Beschränkung sowohl als noch mehrere andere,
die unentbehrlich nothwendig sind, als Konsti-
rutionsabänderung vorzuschlagen, und folglich
begehre ich Tagesordnung über den Gegenstand
dieses Gutachtens.

Anderwerth stimmt ganz Cschers Grund-
sätzen bei.

K"hn ist nicht dieser Meinung, weil das
Geietz nicht nur für die bevorstehenden Fälle,
sondern überhaupt für die Zukunft bestimmend
sei», joll, »ind also keine Ungerechtigkeit gegen
diejenigen Kantone begangen wird, welche ihre
diesjährigen Wahlen noch nicht vorgenommen
haben. Was dieSache selbst betrift, so haben
die Mitglieder der Gesetzgebung durch die Kon-
stitution und den Willen des Volks eine Stelle
erhallen, von welcher sie sich nicht entftrnen
sollen, und also bringt es schon ihre Pflicht
m:t sich, daß sie keine andere Stellen anneh-
men. Er stimmt dem Gutachten bei: denn
wenn ein Repräsentant Wahlmann werden darf,'^""V "»»I, ter das Zeugniß der Unpartheillchkeit genieße,

in diesem Tatt im
wurde es!kann ich in den Augen eines edlen Fürsten und

luna à?n g',chgebende Versamm-'großmüthigen Siegers eben so tvenig strafbar

Preux stimmt Kühn ganz bei.
Billetec stimmtEschfxn in so weit bei, daßer das Gefetz fur dieses Jahr nicht will in

âsubung bringen lassen, sondern es erst für die
L^ge in Anwendung brinaen. weil „»n

seyn, als ein gefangener Krieger jiraftar ist,
weil er sein Vaterland oder seinen Fürsten mit
Muth vertheidigte.

So wie ich dieser Verfassung treu blieb, und

-. -. -
« >- als Beamteter, der vom Volk gewählt wurde,

Anwendung bringen, weil nun schon besondere Verpflichtung dazu hatte, eben s»
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